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Ausgewählte Urteile des Bundesgerichts zum 

Strafvollzugs- und Massnahmenrecht 

zusammengestellt von Daniel Verasani, RA, LL.M., Fachbereichsleiter Sonderdienst im Amt für 

Justizvollzug des Kantons Aargau. 

Die Auswahl der Urteile erfolgt durch den Autor. Sie werden in einer Regeste zusammengefasst 

mit Hinweisen zu einzelnen relevanten Erwägungen (mit eigenen Hervorhebungen). 

 

Urteil 6B_1064/2020 vom 09.10.2020 

Regeste 

Neues Urteil nach Rückweisungsentscheid des Bundesgerichts: Bindung der kantonalen 

Instanzen sowie des Bundesgerichts selbst an die rechtliche Beurteilung, mit der die 

Rückweisung begründet wurde (abgesehen von allenfalls zulässigen Noven); Bestätigung 

der Rechtsprechung 

Aus den Erwägungen: 

E.1.3.1. Nach einem Rückweisungsentscheid des Bundesgerichts sind sowohl dieses selbst als 

auch die kantonalen Instanzen an die rechtliche Beurteilung gebunden, mit der die Rückweisung 

begründet wurde. Wegen dieser Bindung der Gerichte ist es ihnen wie auch den Parteien - 

abgesehen von allenfalls zulässigen Noven - verwehrt, der Beurteilung des Rechtsstreits einen 

anderen als den bisherigen Sachverhalt zu unterstellen oder die Sache unter rechtlichen 

Gesichtspunkten zu prüfen, die im Rückweisungsentscheid abgelehnt oder überhaupt nicht in 

Erwägung gezogen worden waren. Wie weit die Gerichte und die Parteien an die erste 

Entscheidung gebunden sind, ergibt sich aus der Begründung der Rückweisung, die sowohl den 

Rahmen für die neuen Tatsachenfeststellungen als auch jenen für die neue rechtliche 

Begründung vorgibt (BGE 143 IV 214 E. 5.3.3 S. 222; 135 III 334 E. 2 und 2.1 S. 335 f.). Mit der 

Beschwerde gegen den neuen kantonalen Entscheid können daher keine Argumente vorgetragen 

werden, die das Bundesgericht schon in seinem Rückweisungsentscheid ausdrücklich verworfen 

hat oder die es im ersten Beschwerdeverfahren gar nicht prüfen musste, weil die Parteien sie 

nicht vorbrachten, obwohl sie dies hätten tun können und müssen (Urteile 5A_125/2020 vom 31. 

August 2020 E. 3.2; 5A_279/2018 vom 8. März 2019 E. 3, nicht publ. in: BGE 145 III 

221; 6B_54/2018 vom 28. November 2018 E. 1.4.3; 6B_765/2015 vom 3. Februar 2016 E. 2.2; je 

mit Hinweisen). Entsprechend hat das kantonale Gericht nach der Rückweisung nur noch 

diejenigen Punkte zu beurteilen, die das Bundesgericht aufgehoben hat. Die neue Entscheidung 

der kantonalen Instanz ist auf diejenige Thematik beschränkt, die sich aus den 

bundesgerichtlichen Erwägungen als Gegenstand der neuen Beurteilung ergibt (BGE 143 IV 

214 E. 5.2.1 S. 220 mit Hinweisen).   

(…) 
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E.1.4.2. Demnach erachtete das Bundesgericht im Rückweisungsurteil alle Voraussetzungen zur 

Anordnung der Verwahrung als erfüllt. Diese Einschätzung ist für die Vorinstanz wie auch für das 

Bundesgericht im vorliegenden Verfahren bindend. Das Rückweisungsurteil basiert auf den 

tatsächlichen Umständen, wie sie sich der Vorinstanz bei ihrem Entscheid vom 29. Mai 2019 

präsentierten. Wie die Vorinstanz zutreffend festhält, könnten nur noch allenfalls zulässige Noven 

an der Beurteilung des Bundesgerichts im Rückweisungsverfahren etwas ändern. Die Vorinstanz 

holte beim forensisch-psychiatrischen Sachverständigen eine Ergänzung zu seinem Gutachten 

ein, in der er sich dazu äussern sollte, ob sich seine Beurteilung hinsichtlich einer allfälligen 

Anordnung einer stationären Massnahme seit seiner letzten Stellungnahme verändert habe. 

Gestützt auf die aktualisierte Einschätzung des Sachverständigen gelangt die Vorinstanz zum 

Schluss, dass keine zulässigen Noven vorliegen und sich die Ausgangslage seit ihrem ersten 

Entscheid nicht verändert habe.   

 

 


